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Die Blockupy-Proteste in Frankfurt 

Ausnahmezustand und Austerität
Von Peter Nowak

Bei der »Blockupy«-Demonstration in Frankfurt wurden die Grundrechte von
Tausenden Demonstranten missachtet.

Ein Zeichen wollten die »Blockupy«-Aktivisten mit ihren Aktionstagen am Wochenende setzen.
Man wollte zeigen, dass sich auch in Deutschland, dem Kernland der in vielen europäischen
Ländern bekämpften Austeritätspolitik, Protest gegen diese regt. Am Ende ging aber ein anderes
Zeichen von der deutschen Wirtschaftsmetropole Frankfurt aus. In der Stadt wurde von Politik
und Polizei ein Ausnahmezustand inszeniert, bei dem gerichtliche Urteile, die die vom
»Blockupy«-Bündnis angemeldete Demoroute bestätigt hatten, ebenso ignoriert wurden wie die
Grundrechte von Tausenden Demonstranten.
Die Demonstration war knapp einen Kilometer gelaufen, als der antikapitalistische Block, in dem
vor allem Unterstützer der Interventionistischen Linken und des Bündnisses »Ums Ganze«
versammelt waren, eingekesselt und durch den Einsatz von Pfefferspray und Knüppeln vom Rest
der Demonstration isoliert wurde. Stundenlang wurden die Betroffenen nicht vom Platz gelassen
und anschließend oft mit rabiater Polizeigewalt zur Personalienkontrolle abgeführt. Die
monatelang vorbereitete Demonstration wurde von der Polizei unterbunden. Die Begründung
von Polizei und hessischer Landesregierung, in dem eingekesselten Block hätten sich potentiell
gewaltbereite Demonstranten befunden, die Sonnenbrillen trugen und einige zu lang geratene
Transparente mit sich führten, überzeugte nicht einmal die konservative FAZ, die im vorigen
Jahr noch die Repressalien der Polizei gegen die »Blockupy«-Tage begrüßt hatte.
Schon zwei Tage zuvor hatte die Polizei die Menschenrechte von zahlreichen Flüchtlingen
missachtet. Als die Polizei Busse mit anreisenden »Blockupy«-Unterstützer kontrollierte, wurden
ihnen Repressalien angedroht, sollten sie sich an der Demonstration beteiligen. Denn sie hatten
damit die ihnen aufgezwungene Residenzpflicht missachtet, die ihre Bewegungsfreiheit
erheblich einschränkt und gegen die sie auch in Frankfurt protestieren wollten. Zahlreiche
Flüchtlinge entschieden sich angesichts der Drohungen zur Rückreise nach Berlin. Damit wurde
die Schwäche der Demonstranten deutlich, die diese rassistische Spaltung nicht verhindern
konnten.
Dass es dagegen keine Spaltung in sogenannte gewaltfreie und autonome Demonstranten
gegeben hat, ist ein Erfolg, der bei einem so heterogenen Bündnis, das von
Gewerkschaftsgruppen bis zum »Ums Ganze«-Bündnis reicht, nicht selbstverständlich ist. Damit
wurde die Grundlage dafür geschaffen, dass das Bündnis auch im kommenden Jahr zur
Eröffnung der neuen Zentrale der Europäischen Zentralbank europaweit gegen die
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Austeritätspolitik und den Ausnahmezustand mobilisiert.
Schließlich gehört die Politik des Ausnahmezustands ebenso zur europäischen Norm wie die
Austeritätspolitik. Vor allem in der europäischen Peripherie ist ihre Durchsetzung mit einem
Abbau von bürgerlichen Rechten verbunden. So wurden in Griechenland in den vergangenen
Monaten gleich dreimal Streiks verboten und in Spanien sitzen Gewerkschafter im Gefängnis,
die sich als Streikposten an Protesten beteiligt hatten. Eine europäische Antwort darauf im
Kernland der Austeritätspolitik im kommenden Jahr wäre tatsächlich ein Zeichen.
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